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B runo  M o lito r

Bedenkliche 
Gesinnungsethik

Nach Bertolt Brecht ist das Ge­
genteil des Guten nicht das 

Schlechte, sondern das Gutge­
meinte. Das mag eine Übertreibung 
sein. Gleichwohl bietet gerade der 
politische Bereich manches An­
schauungsmaterial dafür, wie leicht 
nur Gutgemeintes in die Irre führt 
und man in Sackgassen, wenn nicht 
in Schlimmerem landet. Die schiere 
Gesinnungsethik ist eben für das 
politische Handeln und seine Beur­
teilung ein schlechter Berater.

Um so bedenklicher muß es stim­
men, daß heute wieder, wie auch 
der Hamburger Kirchentag zeigte, 
bei uns die gesinnungsethischen 
Wogen hochschlagen, und das in 
einem Land, dessen komplizierte 
politische Lage in besonderem Ma­
ße ein faktenbewußtes und rational 
kontrolliertes Vorgehen erfordert. 
Wenn etwa verkündet wird, wir soll­
ten getrost einseitig bei den Vertei­
digungsbemühungen abschnallen, 
um desto mehr für die Entwick­
lungsländer zu tun, mag das für ju­
gendliche Gemüter als Ausweis des 
guten Willens hingehen, nicht aber 
für die ,,veröffentlichte Meinung“ ,
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die von Erwachsenen gemacht 
wird: sie hätten um die Verantwor­
tung für die realen Folgen zu w is­
sen.

Was den vielberufenen Fall der 
Entwicklungspolitik anbelangt, so 
trifft es gewiß zu, daß sie in unseren 
Breiten nicht sonderlich populär ist. 
Freilich, an der vermuteten wohl­
standsbürgerlichen Hartherzigkeit 
kann es allein nicht liegen; dagegen 
spricht schon die erstaunliche Ela­
stizität des Spendenaufkommens, 
wenn es um akute Notlagen geht. 
Eher wirkt schon die gängige ideo­
logische Begleitmusik ernüchternd.

Daß ausgerechnet wir koloniali- 
stische Sünden wieder gutzuma­
chen hätten, muß für deutsche Oh­
ren angesichts der historischen 
Fakten wenig überzeugend klingen; 
aber auch sonst ist nicht zu leug­
nen, daß das, was die Entwick­
lungsregionen an Infrastruktur und 
begehrtem Know-how bis hin zu 
den Gummiplantagen bereits besit­
zen, zumeist aus ,,nördlichen“ Ar­
senalen stammt.

Ebensowenig kann die These 
einleuchten, daß die Not in der Drit­
ten Welt mehr oder weniger durch 
die internationalen Wirtschaftsbe­
ziehungen verursacht würde und 
wir unseren Wohlstand einer Art 
Ausbeutung verdankten. Im Ge­
genteil, jene Länder, die mit den In­
dustrienationen in intensiverem 
Austausch stehen, schneiden 
durch die Bank besser ab -  ganz zu 
schweigen davon, daß nicht eben 
wir ö l-  und Rohstoffkartelle prokla­
miert haben.

Und schließlich pflegen auch die 
obligaten Drohungen mit einem po­
litischen Aufstand der zurückge­
bliebenen Länder (Brandt: ,,Dann 
wird uns alle der Teufel holen“ ) 
beim Publikum das Gegenteil von 
dem zu erreichen, was sie bezwek- 
ken: die Psyche verhärtet sich. In­
des, nicht nur hinsichtlich der Moti­
vierung der Entwicklungspolitik, 
sondern auch bei der Beurteilung 
ihrer Techniken führt der gesin­

nungsethische Ansatz durchweg in 
die Irre.

Wie selbstverständlich steht bei 
ihm der Staat mit seinen Transfer- 
und Kreditzahlungen an die Emp­
fängerregierungen im Vordergrund. 
Das kann aber schon darum nicht 
der Königsweg der Entwicklungs­
hilfe sein, weil er regelmäßig die 
jungen Staaten in der Dritten Welt 
überfordert; Bürokratisierung, Kor­
ruption und unsinnige Prestige- und 
Rüstungsprojekte lassen die Hilfe, 
was ihre nachhaltige wirtschaftliche 
Effizienz betrifft, nur zu oft versik- 
kern.

Bei weitem wirksamer sind denn 
die unbeschränkte Öffnung unserer 
Märkte für den Export aus den Ent­
wicklungsländern und die direkten 
Investitionen von Wirtschaft und 
Hilfsorganisationen vor Ort, die der 
heimischen Agrarproduktion einen 
hohen Stellenwert einräumen und 
die Eigeninitiative der ansässigen 
Bevölkerung stärken.

Es ist gut zu wissen, daß in der 
letzten Zeit gerade die Steigerung 
dieser privaten Leistungen und 
Dienste die deutsche Entwick­
lungsbilanz erheblich verbessert 
hat: unsere Gesamtleistungen klet­
terten 1980 von 0,96 auf 1,25 % 
des Bruttosozialproduktes, wobei 
Ölpreissteigerungen und Gastar­
beiterüberweisungen nicht einmal 
mitberücksichtigt sind. Damit kann 
sich die Bundesrepublik internatio­
nal, und namentlich im Vergleich zu 
dem, was vom Ostblock geschieht, 
durchaus sehen lassen. Eine weite­
re Ausdehnung der Hilfe hat in er­
ster Linie die politische Stabilisie­
rung der Entwicklungsländer und 
die innere Sicherheit zur Voraus­
setzung, die ihre Regierungen bie­
ten.

Über allem steht jedoch das Er­
fordernis, energisch die Bevölke­
rungsexplosion zu bremsen, auf 
daß der mühsam eingeleitete wirt­
schaftliche Fortschritt in der Dritten 
Welt nicht mit einem sinkenden 
Pro-Kopf-Einkommen einhergeht.
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